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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. März 1961 
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A.n den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Ausführung des Haager Übereinkommens 
vom 15. April 1958 über die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen auf 
dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber 
Kindern 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat zu dem Entwurf in seiner 228. Sitzung am 
10. Februar 1961 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
folgende Stellungnahme beschlossen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich aus § 12, durch wel- 
chen die ZPO förmlich ergänzt wird. Die ZPO hat ihre gegen- 
wärtig geltende Fassung durch das Rechtsvereinheitlichungs- 
gesetz vom 12. September 1950 erhalten, das seinerseits ein 
Zustimmungsgesetz war. Die förmliche Änderung eines Zu- 
stimmungsgesetzes bedarf wiederum der Zustimmung des Bun- 
desrates. 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Ha.is Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Bundesregierung widerspricht dem Änderungsvorschlag 
des Bundesrates aus folgenden Gründen: 

Die Änderung eines Zustimmungsgesetzes ist nur dann zustim- 
mungsbedürftig, wenn das Änderungsgesetz entweder selbst 
zustimmungsbedürftige Vorschriften enthält oder die Ände- 
rung sich gerade auf solche Vorschriften des zu ändernden Ge- 
setzes bezieht, die seinerzeit die Zustimmungsbedürftigkeit 
dieses Gesetzes begründet haben oder wenigstens mit zustim- 
mungsbedürftigen Vorschriften dieses Gesetzes in einem un- 
trennbaren Zusammenhang stehen. Dies ist bei der in § 12 des 
Entwurfs vorgesehenen Vorschrift nicht der Fall. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung des Haager Übereinkommens vom 15. April 1958 
über die Anerkennung und Vollstreckung von Entsdieidungen 
auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Vollstreckbarerklärung 
ausländischer Entscheidungen 

§ 1 

(1) Für die Vollstreckbarerklärung von Entschei- 
dungen, die über Unterhaltsansprüche von Kindern 
in einem der Vertragsstaaten des Haager Überein- 
kommens vom 15. April 1958 über die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen auf dem Ge- 
biet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern ergan- 
gen sind (Artikel 1, 4 bis 8, 12 des Übereinkommens), 
ist sachlich das Amtsgericht zuständig. 

(2) örtlich zuständig ist das Gericht, bei dem der 
Schuldner seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, 
und beim Fehlen eines solchen das Gericht, in des- 
sen Bezirk sich Vermögen des Schuldners befindet 
oder die Zwangsvollstreckung durchgeführt werden 
soll. 

§ 2 

Für die Vollstreckbarerklärung der in § 1 Abs. 1 
genannten Entscheidungen gelten § 1042 a Abs. 1, 
§§ 1042 b, 1042 c und 1042d der Zivilprozeßordnung 
entsprechend. 

§ 3 

Hängt die Vollstreckung nach dem Inhalt der Ent- 
scheidung von einer dem Gläubiger obliegenden 
Sicherheitsleistung, dem Ablauf einer Frist oder dem 
Eintritt einer anderen Tatsache ab, so ist die Frage, 
inwieweit die Vollstreckbarerklärung von dem Nach- 
weis besonderer Voraussetzungen abhängig ist, 
nach dem Recht zu entscheiden, das für das Gericht 
des Urteilsstaates maßgebend ist. Der Nachweis ist 
durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkun- 
den zu führen, sofern nicht die Tatsachen bei dem 
Gericht offenkundig sind. Kann er in dieser Form 
nicht erbracht werden, so ist mündliche Verhand- 
lung anzuordnen. 

§ 4 

(1) In dem Verfahren der Vollstreckbarerklärung 
einer Entscheidung kann der Schuldner auch Einwen- 
dungen gegen den Anspruch selbst insoweit geltend 
machen, als die Gründe, auf denen sie beruhen, erst 
nach dem Erlaß der Entscheidung entstanden sind. 


(2) Ist eine Entscheidung für vollstreckbar erklärt, 
so kann der Schuldner Einwendungen gegen den 
Anspruch selbst in einem Verfahren nach § 767 der 
Zivilprozeßordnung nur geltend machen, wenn die 
Gründe, auf denen sie beruhen, erst nach Ablauf der 
Frist, innerhalb der er Widerspruch hätte ein- 
legen können (§ 1042 c Abs. 2, § 1042 d Abs. 1 der 
Zivilprozeßordnung), oder erst nach dem Schluß 
der mündlichen Verhandlung entstanden sind, in der 
er Einwendungen spätestens hätte geltend machen 
müssen. 

§ 5 

(1) Ist die Entscheidung, deren Vollstreckbar- 
erklärung beantragt wird, nach dem Recht des Staa- 
tes, in dem sie ergangen ist, noch nicht rechtskräftig, 
so kann das Verfahren der Vollstreckbarerklärung 
ausgesetzt werden, wenn der Schuldner nachweist, 
daß er gegen die Entscheidung einen Rechtsbehelf 
eingelegt hat, der den Eintritt der Rechtskraft 
hemmt. 

(2) Die Entscheidung über den Antrag auf Voll- 
streckbarerklärung ist auszusetzen, 

1. wenn der Schuldner nachweist, daß die 
Zwangsvollstreckung in dem Staat, in dem 
die Entscheidung ergangen ist, eingestellt 
ist und daß er die Voraussetzungen erfüllt 
hat, von denen die Einstellung abhängt; 

2. wenn der Unterhaltsanspruch vor Erlaß 
der Entscheidung, deren Vollstreckbarer- 
klärung beantragt wird, im Inland rechts- 
hängig geworden ist und ©ine rechtskräf- 
tige inländische Entscheidung noch nicht 
vorliegt. 

§ 6 

Aus den für vollstreckbar erklärten Entscheidun- 
gen (§ 1 Abs. 1) findet die Zwangsvollstreckung 
statt, sofern die Entscheidung über die Vollstreck- 
barkeit rechtskräftig oder für vorläufig vollstreckbar 
erklärt äst. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Aufhebung oder Abänderung 
der Vollstreckbarerklärung 

§ 7 

(1) Wird eine der in § 1 Abs. 1 bezed ebneten Ent- 
scheidungen in dem Staat, in dem säe ergangen ist, 
nach der Vollstreckbarerklärung aufgehoben oder 
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abgeändert und kann der Schuldner diese Tatsache 
in dem Verfahren der Vollstreckbarerklärung nicht 
mehr geltend machen, so kann er die Aufhebung 
oder Abänderung der Vollstreckbarerklärung in 
einem besonderen Verfahren beantragen. 

(2) Für die Entscheidung über den Antrag ist das 
Gericht ausschließlich zuständig, das dn dem Ver- 
fahren der Vollstreckbarerklärung im ersten Redits- 
zug entschieden hat. über den Antrag kann ohne 
mündliche Verhandlung entschieden werden; vor der 
Entscheidung ist der Gläubiger zu hören. Die Ent- 
scheidung ergeht durch Beschluß, der dem Gläubiger 
und dem Schuldner von Amts wegen zuzustellen ist. 
Der Beschluß unterliegt der sofortigen Beschwerde. 

(3) Für die Einstellung der Zwangsvollstreckung 
und die Aufhebung bereits getroffener Vollstrek- 
kungsmaßregeln gelten §§ 769, 770 der Zivilprozeß- 
ordnung entsprechend. Die Aufhebung einer Voll- 
streckungsmaßregel ist auch ohne Sicherheitslei- 
stung zulässig. 


DRITTER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für deutsche 
gerichtliche Entscheidungen 

§ 8 

Ist zu erwarten, daß ein Versäumnis- oder An- 
erkenntnisurteil, durch das über einen Unterhaltsan- 
spruch von Kindern (Artikel 1 des Übereinkom- 
mens) entschieden wird, in einem der Vertrags- 
staaten geltend gemacht werden soll, so darf das 
Urteil nicht in abgekürzter Form (§ 313 Abs. 3 der 
Zivilprozeßordnung) hergestellt werden. 

§ 9 

(1) Will eine Partei ein Versäumnis- oder An- 
erkenntniisurteil, das über einen Unterhaltsanspruch 
von Kindern ergangen und nach § 313 Abs. 3 der 
Zivilprozeßordnung in abgekürzter Form hergestellt 
ist, in einem der Vertragsstaaten geltend machen, 
so ist das Urteil auf ihren Antrag zu vervollständi- 
gen. Der Antrag kann bei dem Gericht schriftlich 
eingereicht oder mündlich zu Protokoll der Ge- 
schäftsstelle gestellt werden, über den Antrag wird 
ohne mündliche Verhandlung entschieden. 

(2) Zur Vervollständigung des Urteils sind der 
Tatbestand und die Entscheidungsgründe nachträg- 
lich anzufertigen, von den Richtern besonders zu 
unterschreiben und der Geschäftsstelle zu über- 
geben; der Tatbestand und die Entscheidungsgründe 
können auch von Richtern unterschrieben wer- 
den, die bei dem Urteil nicht mitgewirkt haben. 

(3) Für die Berichtigung des nachträglich ange- 
fertigten Tatbestandes gilt § 320 der Zivilprozeß- 
ordnung entsprechend. Jedoch können bei der Ent- 


scheidung über einen Antrag auf Berichtigung auch 
solche Richter mitwirken, die bei dem Urteil oder 
der nachträglichen Anfertigung des Tatbestandes 
nicht mitgewirkt haben. 

(4) Für die Vervollständigung des Urteils werden 
Gerichtsgebühren nicht erhoben. 

§ 10 

Einer einstweiligen Anordnung oder einer einst- 
weiligen Verfügung, durch die über einen Unterhalts- 
anspruch von Kindern entschieden wird und die in 
einem der Vertragsstaaten geltend gemacht werden 
soll, ist ©ine Begründung beizufügen. § 9 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 11 

Vollstreckungsbefehle und einstweilige Verfügun- 
gen, die über einen Unterhaltsanspruch von Kindern 
erlassen sind und auf Grund deren ein Gläubiger die 
Zwangsvollstreckung in einem der Vertragsstaaten 
betreiben will, sind auch dann mit der Vollstrek- 
kungsklausel zu versehen, wenn dies für eine 
Zwangsvollstreckung im Inland nach § 796 Abs. 1, 
§§ 936, 929 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung nicht 
erforderlich wäre. 


VIERTER ABSCHNITT 
Gerichtsstand in Unterhaltssachen 

§ 12 

In der Zivilprozeßordnung wird nach § 23 folgen- 
der § 23 a eingefügt: 

„§ 23a 

Für Klagen in Unterhaltssachen gegen eine Per- 
son, die im Inland keinen Gerichtsstand hat, ist das 
Gericht zuständig, bei dem der Kläger im Inland 
seinen allgemeinen Gerichtsstand hat.'' 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

§ 13 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundeisgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Haager 
Übereinkommen vom 15. April 1958 über die An- 
erkennung und Vollstreckung von Entscheidungen 
auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber 
Kindern in Kraft. 
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Begründung 


Das Haager Übereinkommen vom 15. April 1958 
über die Anerkennung und Vollstreckung von Ent- 
scheidungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht 
gegenüber Kindern — nachstehend „Übereinkom- 
men" genannt — bedarf zu seiner Ausführung in 
der Bundesrepublik Deutschland eines besonderen 
Gesetzes. 

Dieses Ausführungsgesetz ist vor allem zur näheren 
Regelung des Verfahrens der Vollstreckbarerklä- 
rung erforderlich, über das in dem Übereinkommen 
selbst nur vereinzelte Bestimmungen enthalten sind. 
Gemäß Artikel 6 des Übereinkommens richtet sich 
das Verfahren grundsätzlich nach dem Recht des 
Staates, dem die Vollstreckungsbehörde angehört. 

Würden in dem Ausführungsgesetz keine beson- 
deren Bestimmungen über die Vollstreckbarerklä- 
rung erlassen, so müßten die in den anderen Ver- 
tragsstaaten ergangenen Entscheidungen in dem um- 
ständlichen Urteilsverfahren nach den §§ 722, 723 
ZPO für vollstreckbar erklärt werden. Das würde 
dem Zweck des Übereinkommens, das der Erleich- 
terung und Beschleunigung der Vollstreckung die- 
nen soll, zuwiderlaufen. Aus diesem Grunde wird 
ein erleichtertes Verfahren der Vollstreckbarerklä- 
rung eröffnet. Der Entwurf lehnt sich dabei an die 
Ausführungsvorschriften zu den zweiseitigen Voll- 
streckungsabkommen an, die zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und anderen Staaten in Kraft 
sind. Es sind dies die Verordnung zur Ausführung 
des deutsch-schweizerischen Abkommens über die 
gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von 
gerichtlichen Entscheidungen und Schiedssprüchen 
vom 23. August 1930 (RGBl. II S. 1209), die Verord- 
nung zur Ausführung des deutsch-italienischen Ab- 
kommens über die Anerkennung und Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen vom 18. Mai 1937 (RGBl. II S. 143), das 
Gesetz zur Ausführung des Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Belgien vom 30. Juni 1958 über die gegen- 
seitige Anerkennung und Vollstreckung von gericht- 
lichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und Öffent- 
lichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen vom 
26. Juni 1959 (BGBl. I S. 425) und das Gesetz zur 
Ausführung des Vertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Österreich 
vom 6. Juni 1959 über die gegenseitige Anerken- 
nung und Vollstreckung von gerichtlichen Entschei- 
dungen, Vergleichen und öffentlichen Urkunden in 
Zivil- und Handelssachen vom 8. März 1960 (BGBl. I 
S. 169). Auch in dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Ausführung des Abkommens vom 14. Juli 1960 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nord- 
irland über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen — BR-Drucksache 342/60, 
BT-Drucksache 2361 — ist eine entsprechende Rege- 
lung vorgesehen. 


Da nach dem Übereinkommen auch Entscheidungen 
für vollstreckbar erklärt werden können, die noch 
nicht rechtskräftig sind, muß in dem Ausführungs- 
gesetz ferner die Aufhebung oder Änderung einer 
Vollstreckbarerklärung geregelt werden. 

Damit deutsche gerichtliche Entscheidungen über 
Unterhaltsansprüche von Kindern den Vorausset- 
zungen genügen, die nach den Rechtsordnungen 
mancher Staaten bei der Vollstreckbarerklärung an 
ausländische Entscheidungen allgemein gestellt wer- 
den, sind in den Entwurf außerdem Bestimmungen 
aufgenommen worden, welche die Eignung der deut- 
schen Schuldtitel für eine Vollstreckung in den künf- 
tigen Vertragsstaaten gewährleisten sollen. 

Eine weitere Aufgabe des Ausführungsgesetzes ist 
es, durch eine Änderung der innerstaatlichen Bestim- 
mungen über den Gerichtsstand die Vorteile aus- 
zunutzen, die das Übereinkommen den in der Bun- 
desrepublik Deutschland lebenden Unterhaltsberech- 
tigteii bietet. Zu diesem Zweck soll nach § 12 des 
Entwurfs der in Artikel 3 Nr. 2 des Übereinkom- 
mens anerkannte Gerichtsstand des Klägers durch 
eine Ergänzung der Vorschriften der ZPO inner- 
staatlich für alle Unterhaltsansprüche begründet 
werden, sofern der Beklagte im Inland keinen son- 
stigen Gerichtsstand hat. 

Zu den Vorschriften ist im einzelnen folgendes zu 
bemerken: 

ERSTER ABSCHNITT 

Vollstreckbarerklärung 
ausländischer Entscheidungen 

Der Erste Abschnitt betrifft die Vollstreckbarerklä- 
rung von Entscheidungen, die über Unterhaltsan- 
sprüche von Kindern in einem Vertragsstaat des 
Übereinkommens ergangen sind und dessen Vor- 
aussetzungen entsprechen. Es braucht sich nicht um 
gerichtliche Entscheidungen zu handeln, da das 
Übereinkommen sich auch auf Entscheidungen von 
Verwaltungsbehörden erstreckt, falls diese Behör- 
den — wie beispielsweise in den skandinavischen 
Ländern — nach innerstaatlichem Recht für die Ent- 
scheidung über Unterhaltsansprüche zuständig sind. 
Da das Übereinkommen sich nur auf „Entscheidun- 
gen" bezieht, sind dagegen gerichtliche Vergleiche 
und vollstreckbare öffentliche Urkunden von der 
Anwendung ausgeschlossen (Conference de La Haye 
de Droit International Prive, Actes de la VIII^ 
Session — nachfolgend mit „Actes VIII" bezeich- 
net — S. 317). 

Zu § 1 

§ 1 regelt die sachliche und örtliche Zuständigkeit 
für die Vollstreckbarerklärung. Abweichend von 
den Ausführungsgesetzen zu dem deutsch-belgischen 
Vollstreckungsabkommen und dem deutsch-öster- 
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reichischen Vollstreckungsvertrag soll für die Voll- 
streckbarerklärung sachlich stets das Amtsgericht 
zuständig sein. Diese Regelung steht in Einklang 
mit den Vorschriften des § 23 Nr. 2 Buchstaben e, f 
GVG, die für Unterhaltsansprüche ohne Rücksicht 
auf den Wert des Streitgegenstandes die Amtsgerichte 
für zuständig erklären. Die Fälle, in denen inner- 
staatlich für die Geltendmachung des Anspruchs 
ausnahmsweise das Landgericht zuständig sein 
würde, z. B. bei der Vollstreckbarerklärung einer in 
einer Ehesache getroffenen einstweiligen Unter- 
haltsregelung, rechtfertigen es nicht, die Zuständig- 
keit zwischen dem Amtsgericht und dem Landgericht 
aufzuteilen. Das Landgericht ist in den §§ 627, 627 b 
ZPO für den Erlaß einstweiliger Anordnungen über 
Unterhaltsansprüche nur deshalb für sachlich zustän- 
dig erklärt, weil bei ihm der Eheprozeß anhängig 
und es infolgedessen mit den für die Anordnung 
maßgebenden tatsächlichen Verhältnissen vertraut 
ist. Dieser Gesichtspunkt kommt bei der Vollstreck- 
barerklärung einer ausländischen Entscheidung nicht 
in Betracht. 

Die örtliche Zuständigkeit ist in Absatz 2 ebenso 
wie in den Ausführungsvorschriften zu dem deutsch- 
belgischen und dem deutsch-österreichischen Voll- 
streckungsabkommen geregelt. Diese Regelung 
wird durch § 11 des Ausführungsgesetzes zu dem 
deutsch-belgischen Vollstreckungsabkommen er- 
gänzt, der die Landesregierungen allgemein ermäch- 
tigt, die Entscheidung über Anträge auf Vollstreck- 
barerklärung und auf Aufhebung oder Abänderung 
der Vollstreckbarerklärung für die Bezirke mehrerer 
Amtsgerichte einem von ihnen zuzuweisen, sofern 
dadurch der zwischenstaatliche Rechtsverkehr er- 
leichtert oder beschleunigt wird; die Landesregie- 
rungen können diese Ermächtigung auf die Landes- 
justizverwaltungen übertragen. 

Zu § 2 

In Anlehnung an die Ausführungsgesetze zu den 
Vollstreckungsabkommen der Bundesrepublik 
Deutschland mit Belgien und Österreich soll auch 
hier das umständliche und zeitraubende Urteilsver- 
fahren nach den §§ 722, 723 ZPO durch das ein- 
fachere und schnellere Verfahren ersetzt werden, 
das sich bei der Vollstreckbarerklärung auslän- 
discher Schiedssprüche bewährt hat. Regelmäßig 
wird ohne mündliche Verhandlung — jedoch nach 
Anhörung des Schuldners — > durch Beschluß ent- 
schieden (§ 1042 a Abs. 1 Satz 1 ZPO). Sind die 
Voraussetzungen für die Vollstreckbarerklärung 
gegeben, so wird die ausländische Entscheidung für 
vollstreckbar erklärt. 

Zu § 3 

In § 3 sind Tatbestände behandelt, die bei der Voll- 
streckbarerklärung von Unterhaltsentscheidungen 
nach innerstaatlichem Recht (§§ 726, 751 Abs. 2 
ZPO) Bedeutung erlangen können. Im Gegensatz zu 
den Ausführungsgesetzen zu dem deutsch-belgischen 
und dem deutsch-österreichischen Vollstreckungsab- 
kommen, in denen sich dies wegen der in den Ab- 
kommen selbst enthaltenen Regelung erübrigte, 
muß hier auch der Fall berücksichtigt werden, daß 


die Vollstreckung von einer dem Gläubiger oblie- 
genden Sicherheitsleistung abhängt. Dagegen ist 
der Fall, daß die Vollstreckbarerklärung zugunsten 
eines anderen als des in der Entscheidung bezeich- 
neten Gläubigers oder gegen einen anderen als den 
darin bezeichneten Schuldner nachgesucht wird, 
hier im Gegensatz zu den vorerwähnten Ausfüh- 
rungsgesetzen nicht geregelt, weil diese Fälle von 
dem Übereinkommen nicht erfaßt werden. 

Daß die Erleichterungen des Übereinkommens nur 
dem in der Entscheidung bezeichneten Gläubiger 
zugute kommen sollen, ergibt sich schon aus der 
Zweckbestimmung des Übereinkommens, das im In- 
teresse der Kinder, nicht aber zugunsten ihrer etwai- 
gen Rechtsnachfolger geschlossen worden ist. An- 
dererseits würde es über das Ziel des Übereinkom- 
mens hinausgehen, wenn eine erleichterte Voll- 
streckung auch gegenüber Rechtsnachfolgern des 
Unterhaltspflichtigen, insbesondere seinen Erben, 
ermöglicht würde. Der Vorentwurf, der von einem 
durch den Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten 
Nationen berufenen Sachverständigenausschuß aus- 
gearbeitet worden war (Conference de la Haye de 
Droit International Prive, Documents relatifs ä la 
VIIN Session — nachfolgend mit „Doc. VIII" be- 
zeichnet — S. 173) und der zusammen mit dem Vor- 
entwurf des römischen Instituts für die Vereinheit- 
lichung des Privatrechts (Doc. VIII S. 169) als 
Grundlage für das Haager Übereinkommen gedient 
hat, enthielt demgemäß in Artikel 1 die ausdrück- 
liche Bestimmung, daß der Ausdruck „Gläubiger" 
die Person bezeichnet, zu deren Gunsten die Unter- 
haltsentscheidung ergangen ist, und der Ausdruck 
„Schuldner" die Person, gegen welche die Entschei- 
dung erlassen worden ist. Obwohl eine entspre- 
chende Bestimmung in dem von der Haager Kon- 
ferenz verabschiedeten Übereinkommen fehlt, ist 
davon auszugehen, daß es sich nur auf die in der 
Entscheidung bezeichneten Parteien bezieht. Die 
Kommission, die den Entwurf des Übereinkommens 
während der VIII. Tagung der Haager Konferenz 
beraten hat, hat sich nach den Protokollen mit der 
Frage der Erstreckung des Übereinkommens auf 
Rechtsnachfolger der ursprünglichen Parteien nicht 
ausdrücklich befaßt. Diese Tatsache rechtfertigt die 
Annahme, daß die in dem Entwurf des Sachver- 
ständigenausschusses der Vereinten Nationen ent- 
haltene Begriffsbestimmung auch dem Haager Über- 
einkommen zugrunde gelegt ist. Die Beschränkung 
der Wirkungen des Übereinkommens auf die in der 
Entscheidung bezeichneten Parteien läßt sich übri- 
gens auch aus dem Text des Übereinkommens 
schließen, da in Artikel 4 bei der Aufzählung der 
für die Vollstreckbarerklärung erforderlichen Unter- 
lagen der Fall, daß aus der Entscheidung von einem 
anderen Gläubiger oder gegen einen anderen 
Schuldner vollstreckt werden soll, nicht berücksich- 
tigt ist. 

Für den Nachweis, daß die Sicherheit geleistet ist, 
sowie für die Frage, ob z. B. eine Bedingung für 
die Vollstreckbarerklärung eingetreten ist, ist ent- 
sprechend den allgemeinen Grundsätzen des inter- 
nationalen Zivilprozeßrechts das Recht des Staates 
maßgebend, in dem die Entscheidung ergangen ist. 
Der Nachweis, daß die Voraussetzungen für die 
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Vollstreckbarerklärung erfüllt sind, muß — soweit 
die nachzuweisenden Tatsachen bei dem Gericht 
nicht offenkundig sind — grundsätzlich durch 
Öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
geführt werden. 

Durch Satz 3 soll sicher gestellt werden, daß ein An- 
trag auf Vollstreckbarerklärung nicht deshalb abge- 
lehnt werden muß, weil die erforderlichen Nach- 
weise nicht durch öffentliche oder öffentlich beglau- 
bigte Urkunden erbracht werden können. Für die- 
sen Fall ist mündliche Verhandlung vorgeschrieben, 
weil sie unter Heranziehung anderer Beweismittel 
die erforderliche Klärung bringen kann. 

Zu § 4 

Nach einem im internationalen Zivilprozeßrecht 
allgemein anerkannten Grundsatz brauchen Ein- 
wendungen gegen den in einem ausländischen 
Schuldtitel festgestellten Anspruch nicht notwendig 
in dem Staat vorgebracht zu werden, in dem der 
Titel ergangen ist; sie können in bestimmtem Um- 
fang auch in dem Verfahren der Vollstreckbarer- 
klärung vor den Gerichten des Vollstreckungsstaa- 
tes geltend gemacht werden. Auf diesem in der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts für das Verfah- 
ren nach § 723 ZPO entwickelten Grundsatz (RGZ 
Bd. 13 S. 348; Bd. 114 S. 173; Bd. 165 S. 374 ff.) 
beruhen die Artikel 4 der Ausführungsverordnun- 
gen zu dem deutsch-schweizerischen und dem 
deutsch-italienischen Vollstreckungsabkommen und 
die §§ 5 der Ausführungsgesetze zu dem deutsch- 
belgischen Vollstreckungsabkommen und dem 
deutsch-österreichischen Vollstreckungsvertrag. 

§ 4 des Entwurfs geht ebenfalls von diesem Grund- 
satz aus. Wie schon in den Ausführungsgesetzen 
zu dem deutsch-belgischen Vollstreckungsabkom- 
men und dem deutsch-österreichischen Vollstrek- 
kungsvertrag wird aber von den früheren Ausfüh- 
rungsverordnungen insofern abgewichen, als der 
Schuldner mit seinen Einwendungen nicht allein auf 
den Rechtsbehelf des Widerspruchs gegen die Voll- 
streckbarerklärung verwiesen, sondern angehalten 
wird, die Einwendungen schon gegenüber dem An- 
trag des Gläubigers auf Vollstreckbarerklärung 
vorzubringen. Es wäre umständlich und nicht zu 
vertreten, wenn zunächst die Vollstreckbarerklä- 
rung ausgesprochen werden müßte und erst dann 
die Einwendungen des Schuldners mit dem Ergeb- 
nis zugelassen würden, daß die Vollstreckbarerklä- 
rung aufzuheben und der Antrag auf Vollstreckbar- 
erklärung zurückzuweisen wäre. 

Der Rahmen, in dem Einwendungen gegen den 
Anspruch selbst zulässig sind, wird ebenso wie in 
den §§ 5 der Ausführungsgesetze zum deutsch- 
belgischen Vollstreckungsabkommen und zum 
deutsch-österreichischen Vollstreckungsvertrag in 
Absatz 1 nur in den Grundzügen festgelegt. Die 
einzelnen denkbaren Fälle sind zu verschieden ge- 
lagert, als daß eine ins einzelne gehende Regelung 
getroffen werden könnte. Es ist nur Vorsorge zu 
treffen, daß eine sachlich nicht gerechtfertigte Voll- 
streckbarerklärung möglichst vermieden wird. 

Bringt der Schuldner in dem Verfahren der Voll- 
streckbarerklärung Einwendungen gegen den An- 


spruch selbst vor, so wird in der Regel eine münd- 
liche Verhandlung erforderlich sein. Im Hinblick 
daraut, daß der Sachverhalt im Einzelfall möglicher- 
weise keiner weiteren Klärung bedarf, ist jedoch 
davon abgesehen worden, mündliche Verhandlung 
zwingend vorzuschreiben. Die Entscheidung, ob im 
Einzelfall trotz der Einwendungen des Schuldners 
ohne mündliche Verhandlung entschieden werden 
kann, bleibt damit gemäß § 1042 a ZPO dem richter- 
lichen Ermessen überlassen. 

Die Möglichkeit, daß der Schuldner Einwendungen 
gegen den Anspruch selbst schon in dem Verfahren 
der Vollstreckbarerklärung Vorbringen kann, muß 
gegen die andere Möglichkeit, daß er solche Ein- 
wendungen erst später im Wege der Vollstrek- 
kungsgegenklage geltend macht, näher äbgegrenzt 
werden. Es ist nicht befriedigend, wenn der Schuld- 
ner — wie es nach den Ausführungsverordnungen 
zu dem deutsch-schweizerischen und dem deutsch- 
italienischen Vollstreckungsabkommen zulässig war 
— zwischen beiden Möglichkeiten frei wählen kann, 
da dies im Einzelfall zu einer unnötigen Aufeinan- 
derfolge von zwei Verfahren, dem Verfahren der 
Vollstreckbarerklärung und der Vollstreckungsge- 
genklage, führen kann. Gründe der Prozeßwirt- 
schaftlichkeit haben deshalb bereits in den Aus- 
führungsgesetzen zu dem deutsch-belgischen Voll- 
streckungsabkommen und dem deutsch-österreichi- 
schen Vollstreckungsvertrag zu einer anderen Lö- 
sung geführt. Es wird danach dem Schuldner im 
Grundsatz die Verpflichtung auferlegt, alle Einwen- 
dungen, die in dem Verfahren der Vollstreckbar- 
erklärung berücksichtigt werden könnten, in diesem 
Verfahren auch vorzubringen, andernfalls er damit 
ausgeschlossen wird. Einem Schuldner, dem die 
Möglichkeit eingeräumt wird, in dem Verfahren der 
Vollstreckbarerklärung Einwendungen gegen den 
Anspruch selbst geltend zu machen, kann auch zu- 
gemutet werden, hiervon Gebrauch zu machen. Der 
Schuldner muß also in einem Beschlußverfahren 
(§ 2 des Entwurfs, § 1042 a Abs. 1 Satz 1 ZPO) alle 
Einwendungen, deren Gründe vor Ablauf der Wi- 
derspruchsfrist entstanden sind, bis zum Ablauf 
dieser Frist geltend machen, Einwendungen, die bis 
zu diesem Zeitpunkt hätten geltend gemacht wer- 
den können, sind später in einem Verfahren nach 
§ 767 ZPO nicht mehr zulässig. Wird über die Voll- 
streckbarerklärung im Urteilsverfahren entschieden 
(§ 2 des Entwurfs, § 1042 a Abs. 1 Satz 2, § 1042 c 
Abs. 2 ZPO), so können mit der Vollstreckungs- 
gegenklage nur solche Einwendungen gegen den 
Anspruch selbst geltend gemacht werden, deren 
Gründe nach dem Schluß der mündlichen Verhand- 
lung entstanden sind, in der sie spätestens hätten 
geltend gemacht werden müssen. Dies entspricht 
der nach § 767 Abs. 2 ZPO auch für das allgemeine 
Prozeßverfahren geltenden Regelung. 

Der Entwurf sieht, in Übereinstimmung mit §§ 5 
der Ausführungsgesetze zu dem deutsch-belgischen 
und dem deutsch-österreichischen Vollstreckungsab- 
kommen, davon ab, neben der prozessualen Behand- 
lung von Einwendungen gegen den Anspruch selbst 
auch diejenige von Einwendungen gegen die Zu- 
lässigkeit der Vollstreckungsklausel (§§ 732, 768 
ZPO) zu regeln. Solche Einwendungen (z. B. der 
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Einwand, daß die Vollstreckbarkeit des Titels auf- 
gehoben oder daß der Gläubiger nicht legitimiert 
sei), die bei einem deutschen Schuldtitel zu einem 
Antrag nach § 732 ZPO oder zu einer Klage nach 
§ 768 ZPO berechtigen würden, müssen in dem Ver- 
fahren der Vollstreckbarerklärung erhoben werden, 
da sie Voraussetzungen für die Vollstreckbarerklä- 
rung betreffen. Dies gilt nicht für Einwendungen, 
die sich gegen die Zulässigkeit der Vollstreckungs- 
klausel zu der Entscheidung über die Vollstreckbar- 
erklärung richten, da solche Einwendungen erst nach 
Erteilung der Klausel entstehen und deshalb in dem 
Verfahren der Vollstreckbarerklärung selbst noch 
nicht geltend gemacht werden können. 

Die Verpflichtung, Einwendungen gegen den An- 
spruch selbst im Verfahren der Vollstreckbarerklä- 
rung vorzubringen, hindert den Schuldner nicht, auf 
Grund einer Änderung der für die Verurteilung 
maßgebenden Verhältnisse eine Abänderung der 
ausländischen Entscheidung zu erwirken. Hierfür 
steht ihm nach deutschem Recht der Weg der Ab- 
änderungsklage (§ 323 ZPO) offen. Mit ihr werden 
nicht Einwendungen gegen den in der ausländischen 
Entscheidung festgestellten Anspruch selbst erhoben, 
sondern es wird ein neuer, nach Erlaß der Entschei- 
dung entstandener Tatbestand geltend gemacht, der 
dem Kläger einen Anspruch auf Abänderung der in 
der Entscheidung festgestellten Leistungspflicht gibt. 
In dem Übereinkommen ist davon abgesehen wor- 
den, dem für die Vollstreckbarerklärung zuständigen 
Gericht die Befugnis einer Abänderung der Ent- 
scheidung einzuräumen, da dies leicht zu einer Nach- 
prüfung der für vollstreckbar zu erklärenden Ent- 
scheidung in der Sache und zu ihrer Aushöhlung 
führen könnte (Actes VIII S. 192, 205 L, 320). 

Zu § 5 

Das Übereinkommen sieht in Artikel 2 Nr. 3 Abs. 2 
auch die Vollstreckbarerklärung von vorläufig voll- 
streckbaren Entscheidungen vor. Durch die Bestim- 
mung des § 5 Abs. 1 des Entwurfs soll der Schuldner 
vor Nachteilen geschützt werden, die sich bei einer 
Vollstreckung einer noch nicht rechtskräftigen Ent- 
scheidung für ihn ergeben könnten. Das Gericht kann 
unter Abwägung der Interessen beider Parteien nach 
seinem Ermessen das Verfahren der Vollstreckbar- 
erklärung aussetzen, wenn der Schuldner nachweist, 
daß er gegen die vorläufig vollstreckbare Entschei- 
dung einen Rechtsbehelf eingelegt hat, der den Ein- 
tritt der Rechtskraft hemmt. Der Ausdruck „Rechts- 
behelf" wurde gewählt, um auch die Opposition des 
französischen Rechtskreises zu erfassen, die — wie 
unser Einspruch — kein Rechtsmittel ist. Anderer- 
seits schließt der letzte Relativsatz die Kassations- 
beschwerde und andere außerordentliche Rechtsbe- 
helfe aus. 

Eine ausdrückliche Regelung für den Fall, daß der 
Schuldner einen Rechtsbehelf noch nicht eingelegt 
hat, die dafür vorgesehene Frist aber noch nicht 
abgelaufen ist, erscheint entbehrlich. Macht der 
Schuldner geltend, daß er von dem Rechtsbehelf 
Gebrauch machen wolle, so kann der deutsche Rich- 
ter ihm dafür eine Frist setzen und die Entscheidung 
so lange zurückstellen. 


Ist die Zwangsvollstreckung aus der Unterhalts- 
entscheidung in dem Staat, in dem sie ergangen ist, 
einstweilen eingestellt, so darf auch das Verfahren 
der Vollstreckbarerklärung, das die Zwangsvoll- 
streckung im Geltungsbereich des Ausführungs- 
gesetzes ermöglichen soll, nicht weitergeführt wer- 
den. Nach Absatz 2 Nr. 1 ist deshalb das Verfahren 
der Vollstreckbarerklärung auszusetzen, wenn der 
Schuldner nachweist, daß die Zwangsvollstreckung 
in dem Staat, in dem die Entscheidung ergangen ist, 
gegen ihn nicht betrieben werden darf. Für diesen 
Nachweis wird vor allem die Ausfertigung einer 
gerichtlichen oder behördlichen Anordnung in Be- 
tracht kommen, in der die Einstellung der Zwangs- 
vollstreckung verfügt ist. Hängt die Einstellung der 
Zwangsvollstreckung von besonderen Voraussetzun- 
gen, z. B. von einer Sicherheitsleistung des Schuld- 
ners, ab, so muß der Schuldner auch nachweisen, daß 
diese Voraussetzungen erfüllt sind. 

In Absatz 2 Nr. 2 wird die Aussetzung des Ver- 
fahrens der Vollstreckbarerklärung ferner für den 
Fall vorgeschrieben, daß dieselbe Sache vor Erlaß 
der ausländischen Entscheidung auch dm Inland 
rechtshängig geworden und in dem inländischen 
Verfahren eine Entscheidung noch nicht ergangen 
oder noch nicht rechtskräftig geworden ist. 

Das Übereinkommen hat die Frage, wie sich die 
Rechtshängigkeit in einem Vertragsstaat auf eine in 
einem anderen Vertragsstaat wegen desselben An- 
spruchs erhobene Klage auswirkt, nicht geregelt. Es 
bestimmt in Artikel 2 Nr. 4 Abs. 2 lediglich, daß die 
Anerkennung und Vollstreckung einer in einem 
Vertragsstaat ergangenen Entscheidung, die den 
sonstigen Voraussetzungen des Übereinkommens 
für die Anerkennung entspricht, in einem anderen 
Vertragsstaat versagt werden darf, wenn dort die- 
selbe Sache vor dem Erlaß der Entscheidung rechts- 
hängig geworden ist. Das Übereinkommen gibt 
damit nicht etwa dem Vollstreckungsrichter die Er- 
mächtigung, über den Antrag auf Vollstreckbar- 
erklärung nach freiem Ermessen zu entscheiden. Es 
will vielmehr mit dieser Bestimmung auf die lex 
fori verweisen: sieht das innerstaatliche Recht des 
Vollstreckungsstaates den Tatbestand des Artikels 2 
Nr. 4 Abs. 2 als Versagungsgrund vor, so darf 
der Vollstreckungsrichter dieses Recht anwenden 
(Actes VIII S.319). 

Nach deutschem Recht bildet die Rechtshängigkeit 
derselben Sache im Inland kein Hindernis, die An- 
erkennung und Vollstreckbarerklärung einer aus- 
ländischen Entscheidung auszusprechen. Die Durch- 
führung des zweiten (inländischen) Prozesses ist so- 
gar ausgeschlossen, wenn die Voraussetzungen für 
die Anerkennung des ausländischen Urteils gegeben 
sind (§ 263 Abs. 2 Nr. 1, § 274 Abs. 2 Nr. 4 ZPO). 
Es besteht kein Anlaß, diese Rechtslage zu ändern 
und der ausländischen Entscheidung in dem durch 
Artikel 2 Nr. 4 Abs. 2 des Übereinkommens ge- 
zogeneh Rahmen wegen der Rechtshängigkeit der- 
selben Sache im Inland die Anerkennung zu ver- 
sagen. 

Es wäre aber unzweckmäßig, wenn über die An- 
erkennung und Vollstreckung der ausländischen Ent- 
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Scheidung unabhängig von dem anhängigen inlän- 
dischen Prozeß in dem in § 2 des Entwurfs vor- 
gesehenen Verfahren der Vollstreckbarerklärung 
entschieden würde. Dagegen spricht vor allem der 
Umstand, daß das Prozeßgericht bereits mit dem 
Sachverhalt vertraut und infolgedessen besser ge- 
eignet ist, zu beurteilen, ob die Voraussetzungen für 
eine Anerkennung der ausländischen Entscheidung 
vorliegen. Das Prozeßgeficht muß ohnehin prüfen, 
ob die Voraussetzungen für die Anerkennung der 
ausländischen Entscheidung gegeben sind, weil seine 
Entscheidung davon abhängt; liegen die Voraus- 
setzungen vor, so ist die Klage, sofern die aus- 
ländische Entscheidung noch nicht rechtskräftig ist, 
wegen der anderweitigen Rechtshängigkeit der 
Streitsache, anderenfalls wegen der Rechtskraft der 
ausländischen Entscheidung durch Prozeßurteil ab- 
zuweisen (Jonas-Schönke-Pohle, Kommentar zur 
ZPO, 18. Auf!., Anm. III 5. zu § 263; vgl. Denkschrift 
zu Artikel 15 des deutsch-belgischen Vollstreckungs- 
vertrages — BT-Drucksache 919 — und Denkschrift 
zu Artikel 17 des deutsch-österreichischen Voll- 
stredcungsvertrages — BT-Drucksache 1419). Würde 
das Verfahren der Vollstreckbarerklärung ohne, 
Rücksicht auf den im Inland anhängigen Rechtsstreit 
durchgeführt, so könnte das im übrigen dazu führen, 
daß die Voraussetzungen für die Anerkennung der 
ausländischen Entscheidung in beiden Verfahren 
unterschiedlich beurteilt werden. 

Es erscheint deshalb angebracht, die Prüfung der 
Frage, ob die Voraussetzungen für die Anerkennung 
der ausländischen Entscheidung gegeben sind, in 
den in Artikel 2 Nr. 4 Abs. 2 des Übereinkommens 
bezeichneten Fällen dem Gericht zu überlassen, bei 
dem die Streitsache im Inland rechtshängig ist, und 
das Verfahren der Vollstreckbarerklärung bis zur 
Entscheidung des Prozeßgerichts auszusetzen. Kommt 
das Prozeßgericht zu dem Ergebnis, daß die auslän- 
dische Entscheidung nach den Regeln des Überein- 
kommens anzuerkennen ist, so wird es die inlän- 
dische Klage abzuweisen haben. Nach der Entschei- 
dung des Prozeßgerichts kann das Verfahren voi 
dem Vollstreckungsgericht fortgesetzt werden. Hat 
das Prozeßgericht die ausländische Entscheidung 
inzidenter anerkannt, so wird auch das Voll- 
streckungsgericht nunmehr zu einer positiven Ent- 
scheidung gelangen. Ist dagegen die Entscheidung 
des Prozeßgerichts in der Flauptsache ergangen, weil 
die ausländische Entscheidung nicht anzuerkennen 
war, und steht sie in Widerspruch zu dieser früheren 
Entscheidung, so ist nunmehr der Tatbestand des 
Artikels 2 Nr. 4 Abs. 1 des Übereinkommens ge- 
geben. Sind beide Entscheidungen in der Sache 
gleichlautend, so kommt die Vollstreckbarerklärung 
der ausländischen Entscheidung wegen des Fehlens 
eines Rechtsschutzinteresses nicht mehr in Betracht. 

Ist in dem inländischen Rechtsstreit schon eine Ent- 
scheidung ergangen, aber noch nicht rechtskräftig 
geworden, so empfiehlt sich ebenfalls die Aus- 
setzung des Verfahrens der Vollstreckbarerklärung, 
weil die inländische Entscheidung in einem höheren 
Rechtszug abgeändert werden könnte. 


Zu § 6 

Die ausländische Unterhaltsentscheidung bildet erst 
zusammen mit der Entscheidung über die Voll- 
streckbarerklärung die Grundlage für eine Zwangs- 
vollstreckung im Inland, übereinstimmend mit § 6 
des Ausführungsgesetzes zu dem deutsch-öster- 
reichischen Vollstreckungsvertrag wird in § 6 die für 
vollstreckbar erklärte Entscheidung in Ergänzung 
des § 794 Abs. 1 ZPO ausdrücklich als Voll- 
streckungstitel bezeichnet. Ebenso wie in § 794 
Abs. 1 Nr. 4 a ZPO bei Schiedssprüchen und schieds- 
richterlichen Vergleichen wird auch hier verlangt, 
daß die Entscheidung über die Vollstreckbarkeit 
rechtskräftig oder für vorläufig vollstreckbar erklärt 
ist. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Aufhebung oder Abänderung 
der Vollstreckbarerkläning 

Dieser Abschnitt regelt die Folgen, die sich für die 
Vollstreckbarerklärung im Inland ergeben, wenn 
die ausländische Entscheidung in dem Staat, in dem 
sie ergap.gen ist, aufgehoben oder abgeäudert wird. 

Zu § 7 

Die Vollstreckungskraft der in einem Vertragsstaat 
ergangenen Entscheidung und ihre Vollstreckbar- 
erklärung im Inland stehen, wie zu § 6 ausgeführt 
ist, in engem Zusammenhang. Hat der Titel in 
seinem Ursprungsland die Vollstreckungskraft ver- 
loren, so darf auch die inländische Vollstreckbar- 
erklärung keinen Bestand mehr haben. Meistens 
wird der Schuldner in der Lage sein, noch im Laufe 
des Verfahrens der Vollstreckbarerklärung, z. B. im 
Wege des Widerspruchs, geltend zu machen, daß 
der ausländische Titel aufgehoben oder abgeändert 
sei. Es muß jedoch für den Fall Vorsorge getroffen 
werden, daß es dem Schuldner nicht mehr möglich 
ist, die Tatsache der Aufhebung oder Abänderung 
des Titels in dem Verfahren der Vollstreckbar- 
erklärung vorzubringen. In diesem Fall muß dem 
Schuldner Gelegenheit gegeben werden, die Voll- 
streckbarerklärung, deren materiell-rechtliche Grund- 
lage fortgefallen ist, nachträglich in einem beson- 
deren Verfahren beseitigen zu lassen. 

Im deutschen Recht ist allgemein nur der Fall ge- 
regelt, daß ein ausländisdier Schiedsspruch nach 
der Vollstreckbarerklärung im Ausland aufgehoben 
wird. Für diesen Fall ist vorgesehen, daß die Voll- 
streckbarerklärung auf eine förmliche Klage auf- 
gehoben wird (§ 1044 Abs. 4 ZPO). Bei anderen 
Titeln kommt die Vollstreckungsgegenklage nach 
§ 767 ZPO in Betracht. Der Schuldner müßte also 
gegen die Vollstreckbarerklärung jedenfalls im 
Wege der Klage vergehen. Nachdem für das Ver- 
fahren der Vollstreckbarerklärung selbst grundsätz- 
lich das erleichterte Beschlußverfahren vorgesehen 
wird, ist es angebracht, auch das Verfahren der Auf- 
hebung oder Abänderung der Vollstreckbarerklärung 
zu vereinfachen, wie dies bereits in den Ausfüh- 
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rungsgesetzen zu dem deutsch-belgischen und dem 
deutsch-österreichischen Vollstreckungsabkommen 
geschehen ist. Es soll also in jedem Falle bei dem 
Beschluß verfahren verbleiben. Dies erscheint sach- 
dienlich und auch tragbar, weil stets nur über ein- 
deutige Tatbestände zu entscheiden sein wird. 

Nach Absatz 2 ist für das Verfahren, in dem die 
Aufhebung oder Abänderung beantragt wird, das 
Gericht ausschließlich zuständig, das in dem Ver- 
fahren der Vollstreckbarerklärung im ersten Rechts- 
zug entschieden hat. Damit wird die ursprüngliche 
Zuständigkeit entsprechend § 767 Abs. 1 ZPO aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit auch für das Auf- 
hebungs- oder Abänderungsverfahren beibehalten. 

Der Schuldner kann sich — ■ sobald die Voraus- 
setzungen für die Aufhebung oder Abänderung der 
Vollstreckbarerklärung gegeben sind — vor weite- 
ren Vollstreckungsmaßnahmen dadurch schützen, 
daß er gemäß Absatz 3 die Einstellung der Zwangs- 
vollstreckung und die Aufhebung bereits getroffener 
Vollstreckungsmaßregeln beantragt. Aus der Bezug- 
nahme auf § 769 ZPO ergibt sich, daß der Antrag in 
dringenden Fällen bei dem Vollstreckungsgericht 
gestellt werden kann, bevor das Verfahren bei dem 
nach Absatz 2 für die Aufhebung oder Abänderu'ng 
der Vollstreckbarerklärung zuständigen Gericht ein- 
geleitet ist. 

Wird die Vollstreckbarerklärung aufgehoben, so 
wird dem Schuldner regelmäßig wegen der vor- 
zeitigen Vollstreckung ein Anspruch auf Herausgabe 
des Erlangten oder auf Schadensersatz gegen den 
Gläubiger zustehen. Die Grundlage für diesen An- 
spruch bildet § 717 Abs. 2 oder Abs. 3 ZPO, falls die 
vorläufige Vollstreckbarerklärung aus Gründen, die 
allein in dem Verfahren der Vollstreckbarerklärung 
liegen, aufgehoben wird, z. B. deshalb, weil die Vor- 
aussetzungen für die Vollstreckbarerklärung nicht 
gegeben waren. Wird dagegen die Vollstreckbar- 
erklärung deshalb aufgehoben, weil die ausländische 
gerichtliche Entscheidung ihrerseits aufgehoben wor- 
den ist, so beurteilt sich die Frage, ob und in wel- 
chem Umfange dem Schuldner ein Anspruch gegen 
den Gläubiger zusteht, entsprechend den Grund- 
sätzen des internationalen Privatrechts nach dem 
Recht des Urtoilsstaates. Da nicht voraussehbar ist, 
für welche Staaten das Übereinkommen in Kraft 
treten wird, und die Rechtslage in den in Betracht 
kommenden Staaten nicht einheitlich ist, kann in 
dem Entwurf ein allgemeiner Hinweis auf die 
Rechtslage, wie er in § 7 Abs. 1 des Ausführungs- 
gesetzes zum deutsch-belgischen Vollstreckungs- 
abkommen und in § 8 des Ausführungsgesetzes zum 
deutsch-österreichischen Vollstreckungsvertrag ent- 
halten ist, nicht gegeben werden (vgl. Begründung 
zu § 7 des Entwurfs eines Ausführungsgesetzes zum 
deutsch-britischen Vollstreckungsabkommen vom 
14. Juli 1960). Da das Übereinkommen sich nicht auf 
Entscheidungen über derartige Ersatzansprüche er- 
streckt (vgl. Actes VIII S. 212, 321 f.), würde eine 
besondere innerstaatliche Regelung auch nicht zur 
Folge haben, daß die danach ergehenden deutschen 
Entscheidungen in den anderen Vertragsstaaten an- 
zuerkennen wären. 


DRITTER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für deutsche 
gerichtliche Entscheidungen 

Aus einer Reihe deutscher Gerichtsentscheidungen, 
welche die Voraussetzungen für eine Zwangsvoll- 
streckung im Inland erfüllen, ist die Vollstreckung 
im Ausland erschwert oder sogar unmöglich, weil 
diese Schuldtitel nicht den Erfordernissen des aus- 
ländischen Rechts entsprechen. Dabei handelt es (sich 
um die nach § 313 Abs. 3 ZPO in abgekürzter Form 
hergestellten Urteile und um sonstige gerichtliche 
Entscheidungen, die keine Begründung enthalten, 
sowie um die Vollstreckungsbefehle und einstweili- 
gen Verfügungen, die keiner Vollstreckungsklausel 
bedürfen. 

Durch die Vorschriften des Dritten Abschnitts soll 
sichergestellt werden, daß diese Schuldtitel in den 
Fällen, in denen die Zwangsvollstreckung in einem 
der Vertragsstaaten durchgeführt werden muß, in 
geeigneter Weise ergänzt werden. 

Zu § 8 

Versäumnis- oder Anerkenntnisurteile, für die § 313 
Abs. 3 ZPO eine Ausnahme von dem Begründungs- 
zwang vorsieht, dürfen nicht in abgekürzter Form 
hergestellt werden, wenn sie einen Unterhalts- 
anspruch von Kindern — im Sinne des Artikels 1 
des Übereinkommens — betreffen und zu erwarten 
ist, daß sie in einem der Vertragsstaaten geltend 
gemacht werden. Diese mit § 8 des Ausführungs- 
gesetzes zum deutsch-belgischen Vollstreckungs- 
abkommen übereinstimmende Vorschrift soll die 
Vollstreckung in denjenigen Staaten ermöglichen, in 
denen die Anerkennung und Vollstreckung aus- 
ländischer Entscheidungen davon abhängig ist, daß 
sie eine Begründung enthalten. 

Ob mit einer Vollstreckung in einem der Vertrags- 
staaten zu rechnen ist, wird das Gericht dem Vor- 
bringen der Parteien zu entnehmen haben. Es ist in 
erster Linie Sache des Klägers, dem Gericht recht- 
zeitig das Erforderliche vorzutragen. 

Zu § 9 

Ist beim Erlaß eines Versäumnis- oder Anerkennt- 
nisurteils über einen Unterhaltsanspruch von Kin- 
dern mit einer Vollstreckung in einem der Vertrags- 
staaten noch nicht zu rechnen oder unterlassen es 
die Parteien, dem Gericht darüber Angaben zu 
machen, so wird das Urteil auch künftig gemäß § 313 
Abs. 3 ZPO in abgekürzter Form hergestellt werden. 
Für diesen Fall muß der Partei, die das Urteil in 
einem Vertragsstaat nach den Regeln des Überein- 
kommens zur Vollstreckung bringen will, die Mög- 
lichkeit gegeben werden, es nachträglich durch den 
Tatbestand und die Entscheidungsgründe vervoll- 
ständigen zu lassen. Dies soll in derselben Weise 
geschehen, wie es bereits in § 9 des Ausführungs- 
gesetzes zum deutsch-belgischen Vollstreckungs- 
abkommen vorgesehen ist. 

Die Vervollständigung des Urteils ist für den sach- 
lichen Gegenstand des Verfahrens, das bereits ab- 
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geschlossen ist, ohne Bedeutung. Es erscheint des- 
halb nicht erforderlich, für den Antrag in den Fällen, 
in denen für den Rechtsstreit selbst Anwaltszwang 
bestanden hat, die Vertretung durch einen Anwalt 
zwingend vorzusehen. Nach Absatz 1 Satz 2 soll es 
genügen, daß der Antrag schriftlich oder vor der 
Geschäftsstelle zu Protokoll gestellt wird, über den 
Antrag wird ohne mündliche Verhandlung ent- 
schieden, da die erforderlichen Unterlagen in den 
Akten des Gerichts bereits vorhanden und irgend- 
welche Streitpunkte unter den Parteiien nicht zu 
entscheiden sind. Da das Gericht sich bei der nach- 
träglichen Herstellung von Tatbestand und Ent- 
scheidungsgründen nur auf den Akteninhalt zu 
stützen braucht, bedarf es nicht der Mitwirkung der 
Richter, welche die Entscheidung erlassen haben; 
Tatbestand und Entscheidungsgründe können daher 
auch von anderen Richtern abgefaßt und unter- 
schrieben werden. 

Wenn es auch fraglich ist, ob bei der nachträglichen 
Herstellung des Tatbestandes in den hier geregelten 
Fällen ein Bedürfnis für eine Berichtigung auftreten 
wird, soll diese Möglichkeit doch berücksichtigt wer- 
den. Deshalb ist in Absatz 3 vorgesehen, daß § 320 
ZPO in solchen Ausnahmefällen entsprechend anzu- 
wenden ist. Damit ist zugleich dem Schuldner die 
Möglichkeit eingeräumt, irgendwelche Unrichtig- 
keiten, die ihn in seiner Rechtsstellung berühren 
könnten, rechtzeitig zu rügen. 

In Absatz 4 wird klargestellt, daß für die nachträg- 
liche Herstellung des Tatbestandes und der Ent- 
scheidungsgründe Gerichtsgebühren nicht erhoben 
werden; besondere Gebühren kämen auch nicht in 
Ansatz, wenn das Urteil sogleich in vollständiger 
Form hergestellt worden wäre. Die Regelung für 
die Gebühren des Rechtsanwalts wird in § 10 Abs. 1 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Ausführung des 
deutsch-britischen Vollstreckungsabkommens vom 
14. Juli 1960 — BR-Drucksache 342/60, BT-Druck- 
sache 2361 — durch eine Änderung der Bundes- 
gebührenordnung für Rechtsanwälte vorgenommen. 

Zu § 10 

Ebenso wie Versäumnis- und Anerkenntnisurteile 
sind die über Unterhaltsansprüche von Kindern er-- 
gehenden einstweiligen Anordnungen und einst- 
weiligen Verfügungen, die in einem Vertragsstaat 
geltend gemacht werden sollen, zweckmäßigerweise 
von vornherein mit einer Begründung zu versehen. 
Ergibt sich erst später, daß sie in einem Vertrags- 
staat verwendet werden sollen, iso ist die einst- 
weilige Anordnung oder einstweilige Verfügung 
nachträglich in der Weise zu vervollständigen, wie 
es in § 9 für Versäumnis- und Anerkenntnisurteile 
vorgesehen ist. Auch diese Regelung entspricht der 
des Ausführungsgesetzes zum deutsch-belgischen 
Vollstreckungsabkommen (§ 10). 

Zu § 11 

Bei der Vollstreckung im Ausland können auch da- 
durch Schwierigkeiten entstehen, daß bei bestimm- 
ten deutschen Schuldtiteln eine Volistreckungs- 
klausel fehlt, weil sie für die Vollstreckung im In- 


land nicht erforderlich ist. Zu diesen Titeln gehören 
die Vollstreckungsbefehle und die einweiligen Ver- 
fügungen; sie bedürfen einer Vollstreckungsklausel 
nach § 796 Abs. 1, §§ 936, 929 Abs. 1 ZPO nur in 
den hier außer Betracht bleibenden Fällen (vgl. Be- 
gründung zu § 3), in denen die Vollstreckung für 
einen anderen als den in dem Titel bezeichne ten 
Gläubiger oder gegen einen anderen als den ur- 
sprünglichen Schuldner durchgeführt werden soll. 

Fehlt eine Vollstreckungsklausel, so ist der Gläu- 
biger befi der Vollstreckung in einem der Vertrags- 
staaten unter Umständen genötigt, erst durch eine 
amtliche Auskunft über das deutsche Recht nachzu- 
weisen, daß die Zwangsvollstreckung abweichend 
von der Regel des § 724 Abs. 1 ZPO trotz des 
Fehlens der Klausel durchgeführt werden kann 
(Artikel 4 Nr. 2 des Übereinkommens). Zur Erleich- 
terung des Vollstreckungsverkehrs ist deshalb schon 
in dem deutsch-österreichischen Vollstreckungsver- 
trag die Erteiilung einer Voilstreckungsklausel aus- 
nahmslos vorgesehen und in § 9 des Ausführungs- 
gesetzes eine entsprechende innerstaatliche Rege- 
lung getroffen worden. Der Entwurf sieht diese 
Regelung auch für Vollstreckungsbefehle und einst- 
weilige Verfügungen vor, die einen Unterhalts- 
anspruch von Kindern betreffen und auf Grund 
deren der Gläubiger die Zwangsvollstreckung in 
einem der Vertragsstaaten betreiben will. Die Be- 
deutung dieser Bestimmung wird bei Vollstreckungs- 
befehlen nur gering sein, weil ein Vollstreckungs- 
befehl nur erlassen werden kann, nachdem der 
Zahlungsbefehl dem Schuldner im Inland zugestellt 
worden ist (§ 688 Abs. 2 ZPO). War aber die Zu- 
stellung im Inland möglich, so wird nur in seltenen 
Fällen eine Vollstreckung im Ausland in Betracht 
kommen. 

Für die Erteilung der Vollstreckungsklausel in diesen 
besonderen Fällen werden — wie auch sonst 
keine Gerichtsgebühren erhoben. Auch Rechts- 
anwaltsgebühren entstehen in der Regel nicht, weil 
sie entweder durch die Gebühren für die Prozeß- 
führung oder durch die Vollstreckungsgebühr (§ 37 
Nr. 7, § 58 Abs. 2 Nr. 1 der Bundesgebührenord- 
nung für Rechtsanwälte) abgegolten sind. 


VIERTER ABSCHNITT 

Gerichtsstand in Unterhaltssachen 

Zu § 12 

Das Übereinkommen erkennt für die Entscheidung 
über Unterhaltsansprüche von Kindern in Artikel 3 
Nr. 2 auch die Behörden des Staates als zuständig 
an, in dem der Unterhaltsberechtigte im Zeitpunkt 
der Einleitung des Verfahrens seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte. Die Gerichte oder Verwaltungs- 
behörden dieses Staates sind aber zur Entscheidung 
über einen bei ihnen geltend gemachten Unterhalts- 
anspruch nur dann befugt, wenn sie für diese Ent- 
scheidung nach den innerstaatlichen Vorschriften zu- 
ständig sind. Das Übereinkommen verpflichtet die 
Vertragsstaaten nicht, entsprechende Zuständigkeits- 
vorschriften in ihr innerstaatliches Recht einzuführen 
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(Doc. VIII S. 149, 152). Es ist jedoch offensichtlich, 
daß die Zulassung eines inländischen Gerichts- 
standes durch einen Vertragsstaat für die Kinder, 
die in diesem Staat ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, eine wesentliche Erleichterung bedeutet. 

Nach den geltenden Bestimmungen der ZPO kann 
ein Kind, das seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland hat, Unterhaltsansprüche vor einem deut- 
schen Gericht nur dann geltend machen, wenn dort 
ein Gerichtsstand für den Unterhaltspflichtigen be- 
steht. Ein solcher inländischer Gerichtsstand fehlt 
aber in der Regel, wenn der Unterhaltspflichtige 
seinen Wohnsitz und Aufenthalt dm Ausland hat. 
Um die Vorteile, die das Übereinkommen den Kin- 
dern bei der Geltendmachung ihrer Unterhalts- 
ansprüche bietet, auszunutzen, erscheint es deshalb 
angebracht, die (innerstaatlichen Zuständigkeitsvor- 
schriften entsprechend zu ergänzen. 

Der Gerichtsstand des Klägers ist im deutschen Recht 
bisher nur in Ausnahmefällen vorgesehen, insbeson- 
dere bei Klagen in Ehesachen, sofern der Gerichts- 
stand des gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts- 
orts der Ehegatten nicht eingreift und der Beklagte 
im Inland keinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat 
(§ 606 Abs. 2 Satz 1 ZPO). In verschiedenen Staaten, 
die an der Ausarbeitung des Haager Übereinkom- 
mens beteiligt waren, ist dagegen dem Unterhalts- 
berechtigten schon nach geltendem Recht die Mög- 
lichkeit eröffnet, die Unterhaltsklage an seinem 
eigenen Wohnsitz zu erheben, wenn der Beklagte 
Ausländer ist oder wenn er im Inland weder einen 
Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat 
(z. B. Frankreich Artikel 14, 15 Code Civil; Belgien 
Artikel 52 bis 54 Loi sur la competence vom 
25. März 1876; Italien Artikel 4, 18 Codice di Pro- 
cedura Givile; Luxemburg Artikel 14, 15 Code Civil; 
Niederlande Artikel 344 a Burgerlijk Wetboek, Ar- 
tikel 97 Abs. 3 zweiter Halbsatz, Artikel 126 Abs. 3, 
Artikel 127 Wetboek van Burgerlijke Regtsvor- 
dering; Schweiz Artikel 312 ZGB — für uneheliche 
Kinder — ; für Österreich vgl. § 101 Jurisdiktions- 
norm). Die vorgesehene Schaffung eines Gerichts- 
standes am Wohnort des Unterhaltsberechtigten 
stellt also, wie die Rechtsvergleichung zeigt, nichts 
Ungewöhnliches dar. 

Nach dem Entwurf soll die Erhebung der Klage im 
Gerichtsstand des Klägers nur dann möglich sein, 
wenn der Beklagte im Inland keinen Gerichtsstand 
(insbesondere nicht den des Vermögens — § 23 ZPO) 
hat. Die Erleichterung für den Kläger durch Zulasisung 
der Klage in seinem eigenen Gerichtsstand ist nur 
dann gerechtfertigt, wenn die Klage sonst im Aus- 
land durchgeführt werden müßte. Zuständig ist in 
diesem Fall das Gericht, bei dem der Kläger im In- 
land seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, d. h. in 
dessen Bezirk sein Wohns.itz (§13 ZPO) oder Auf- 
enthaltsort (§16 ZPO) gelegen ist. 

Obwohl das Haager Übereinkommen, das Anlaß zu 
der Regelung gibt, sich nur auf Entscheidungen über 
Unterhaltsansprüche von Kindern bezieht, erscheint 
es sachdienlich, die Regelung auf alle Unterhalts- 


ansprüche zu erstrecken. Unterhaltsansprüche von 
Kindern werden oft gemeinsam mit anderen Unter- 
haltsansprüchen, beispielsweise denen der geschie- 
denen Ehefrau, in einem Verfahren geltend gemacht. 
Es wäre darum unzweckmäßig, den Gerichtsstand 
des Klägers nicht auch für diese anderen Unterhalts- 
ansprüche zur Verfügung zu stellen. Die klagende 
Partei wird allerdings stets überlegen müssen, ob 
ein in ihrem Gerichtsistand erwirktes Urteil Aussicht 
auf Anerkennung und Vollstreckung im Ausland 
hat. Ist dies nicht der Fall, so wird sie zweck- 
mäßigerweise von der Rechtsverfolgung im Inland 
Abstand nehmen und die Klage sogleich in dem 
Staat erheben, in dem der Unterhaltspflichtige sei- 
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Wird der Unterhaltsberechtigte durch die Begrün- 
dung eines subsidiären Gerichtsstandes in seinem 
Aufenthaltsstaat begünstigt, iso erscheint es gerecht- 
fertigt, unter entsprechenden Voraussetzungen auch 
dem Unterhaltspflichtigen die Möglichkeit zu eröff- 
nen, eine Abänderungsklage vor einem deutschen 
Gericht zu erheben. Es würde unbillig sein, wenn 
beispielsweise das in einem Vertragsstaat des Über- 
einkommens lebende Kind seinen Unterhalts- 
anspruch vor einem Gericht seines Aufenthalts- 
staates geltend machen könnte und das ergehende 
Urteil in der Bundesrepublik Deutschland anerkannt 
werden müßte, der hier wohnhafte Unterhaltspflich- 
tige aber seinerseits nicht wenigstens die Möglich- 
keit hätte, unter den Voraussetzungen des § 323 
ZPO die Abänderung des ergangenen Urteils im 
Inland zu erwirken. Durch die weite Fassung „Kla- 
gen in Unterhaltssachen" werden deshalb auch Ab- 
änderungsklagen in die Regelung einbezogen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

Die Schlußbestimmungen enthalten lediglich die 
übliche Berlin-Klausel und die Regelung über das 
Inkrafttreten des Gesetzes. Vorschriften, die das 
Verhältnis zwischen dem Entwurf und den Aus- 
führungsgesetzen zu den für die Bundesrepublik 
Deutschland geltenden zweiseitigen Vollstreckungs- 
abkommen regeln, sind nicht erforderlich, da in 
Artikel 11 des Übereinkommens bereits bestimmt 
ist, daß der Unterhaltsberechtigte sich isowohl auf 
das innerstaatliche Recht des Vollstreckungsstaates 
als auch auf die zwischen den Vertragsstaaten in 
Kraft befindlichen zwischenstaatlichen Abkommen 
berufen kann. Soweit diese Rechtsvorschriften für 
ihn günstiger siind, wird er also ihre Anwendung 
verlangen. Im übrigen werden bei der Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen über Unter- 
haltsansprüche von Kindern in erster Linie die 
Regeln des Übereinkommens und dieses Entwurfs 
als Spezialbestimmungen anwendbar sein (vgl. 
Artikel 16 des deutsch-belgischen Vollstreckungs- 
abkommens und Artikel 18 des deutsch-öster- 
reichischen Vollstreckungsvertrages) . 
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Zu § 13 

Diese Vorschrift ermöglicht es, daß das Ausführungs- 
gesetz auch im Land Berlin in Kraft gesetzt werden 
kann. 

Zu § 14 

Das Ausführungsgesetz soll gleichzeitig mit dem 
Übereinkommen in Kraft treten. Der Zeitpunkt, in 
dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 16 in 
Kraft tritt, wird nach Artikel 3 Abs. 2 des Zu- 
stimmungsgesetzes im Bundesgesetzblatt bekannt- 
gegeben. Sollte das Übereinkommen nicht in Kraft 
treten, weil es nicht von mindestens vier Staaten 
ratifiizert wird, so besteht auch kein ausreichender 
Anlaß, die über den Rahmen des Übereinkommens 
hinausgehende Vorschrift des § 12 dn Kraft zu 
setzen. 

* 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch das Ge- 
setz nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. 
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